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SATZUNG

der Ortsgemeinde Alfi's^tt'u, über die Erhebung von Beiträgen
für die erstmalige Herstellung von Erschließungsanlagen (Er-schlie'
ßungsbeiträge) vom, 3. MAI 91

Der Ortsgemeinder-at hat auf Grund des § 132 des Baugesetzbuches
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8.12.1986 (BGB1.
I S. 2253) in Verbindung mit § 24 der Gemeindeordnung für Rhein-
land-Pfalz vom 14.12.1973 (GVB1. S. 419, BS 2o2o-l), zuletzt ge-
ändert durch Landesgesetz vom 27.3.1987 (GVB1. S. 64) die fol-
gende Satzung beschlossen, die hiermit bekanntgemacht wird:

§ l
Erhebung des Erschließungabeitrages

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für Er-
schließungsanlagen erhebt die Ortsgemeinde Erschließungsbeiträge
nach den Vorschriften des Baugesetzbuches (§§ 127 ff) und dieser
Satzung.

§ 2
Art und Umfang der Erschließungsanlagen und des Erschließungs-

aufwandes

Plätze in

(l) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufuand
l. Für die zum Anbau bestimmten öffentlichen Straßen, Wege und

bis zu einer Strafiai-
breite (FahrtBhiai
ein3=hl.da' Starri-

spüren, Radhegp, GäT-
u2@s, S±utz- urri
ferristretfai) vcn

a) Wochenendhausgebieten, Campingplatzgebieten
b) Kleinsiedlungsge'bieten

bei einseitiger Bebaubarkeit
c) Dorfgebieten, reinen Wohngebieten, Ferien-

hausgebieten, allgemeinen Wohngebieten,
besonderen,Wohngebieten, Mischgebiete.
aa) mit einer Geschoßflächenzahl bis 0,8

bei einseitiger Bebaubarkeit
bb) mit einer Geschoßflächenzahl über o,8bis l,o

bei einseitiger Bebaubarkeit
cc) mit einer Geschoßflächenzahl über l,o bis 1,6

dd) mit einer Geschoßflächenzahl über 1,6
d) Kerngebieten, Gewerbegebieten und sonst!

gen Sondergebieten im Sinne des § 11 der
BaunutzungsVerordnung

aa) mit einer Geschoßflächenzahl bis I.a
bb) mit einer Geschoßflächenzahl über l,obis 1,6

cc) mit einer Geschoßflächenzahl über l. 6 bis 2.o

dd) mit einer Geschoßflächenzahl über 2.0
e) Industriegebiefcen

aa) mit einer Baumassenzahl bis 3,0
bb) mit einer Baumassenzahl über 3,0 bis 6.0
cc) mit einer Baumassenzahl über 6,0

7 ,0 m
lo , o m
8,5 m

14,0 m
lo , 5 m
18,0 m
12,5 m
2o ,0 m

23,o m

2o , o m
23,o m

25,0 m

27,0 m

23,0 m
25,0 m
27,0 m

Erschließt die Erschließungsanlage Gebiete mit unterschiedlicher
Ausnutzung, so gilt_ _die größere ^Breite ; für'"die~Geschoßf lachen^
zahl. gelten .die Regelungen des § 5 Abs'. 3 eritsDrechend"



2 -

2 Für die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen
Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsan-
lagen innerhalb der Baugebiete (z.B. Fußwege, Wohnwege -
§ 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB-) bis zu,, einer Breite von 5, o m.

3. Für die nicht zum Anbau bestimmten Sammelstraßen (§ 127
Abs. 2 Nr. 3 BauGB') bis zu einer-Breite von 27,o m

4 . Für Parkflächen
a) die Bestandteile der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. l und

3 sind, bis zu einer zusätzlichen Breite von 5,o m,
b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. l und 3 genannten

Verkehrsanlagen sind, aber nach städtebaulichen Grund-
Sätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung not-
wendig sind, bis zu 15 v.H. der im Abrechnungsgebiet'sich
nach § 5 Abs. 3 ergebenden Geschoßflächen

5. Für Grünanlagen,
a)die Bestandteile der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. l bis "?

sind, bis zu einer zusätzlichen Breite von 4,0 m,
b)soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. l bis 3 genannten Ver-

kehrsanlagen sind, aber nach städtebaulichen Grundsätzen inner'-
halb_der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind, bis
zu 15 v.H._der im Abrechnungsgebiet liegenden Grundstücksflä-
chen nach § 5 Abs. 2

(2) Zu dem Erschließungsaufuand nach Abs . l Nr
insbesondere die Kosten für:

(3)

m

(5)

l bis 5 gehören

l. den Erwerb der Flächen für die Erschließungsanlagen,
2. die Freilegung der Flächen für die Erschließungsanlagen
3. die Herstellung des Straßenkörper-s einschl. des Unterbaues

der Befestigung der Oberfläche sowie notwendiger Erhöhungen
oder Vertiefungen,

4. die Rinnen und die Sandsteine
5. die Radwege
6. die Gehwege,
7. die Beleuchtungseinrichfcungen,
8. die Entwasserungseinrichtungen der Erschließungsanlagen
9. den Anschluß an andere Erschließungsanlagen,

lo. die Herstellung von Böschungen, Schutz- und'Stützaauern und
11. die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließunes"-'

anlagen.

Der Erschließungsaufuand umfaßt auch den Wert der von der
Ortsgemeinde aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen'im
Zeitpunkt der Bereitstellung.

Der Erschlie3ungsauf'..;and umfaßt auch die Kosten, die :"ür Teile
der Fahrbahn einer Ortsdur-chfahrt einer Bundes-, Lances- oder:'
Kreisst^'aße entstehen, ^die über die Breite der anschließenden
freien Strecke dieser Straße hinausgehen.

Endet eine Erschließungsanlage mit einem Uendehamme.". so ver-.
großem sich die in Abs. l angegebenen Höchsfcmaße für den'Be-
reich des Wendehammers auf das l 1/2-fache, mindestens ^a'ber'
um 8 m.
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§ 3

Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

(l) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand (§ 2) mit Ausnahme
desjenigen für die Entwässerungseinrichtungen (§ 2 Abs. 2 Nr
wird nach den tatsächlichen Kosfen ermittelt.
Der Aufwand für die Entwässerungseinrichtungen der Erschlie-
ßungsanlagen wird wie folgt ermittelt:

f.ür\die E:inläufe, Sinkkästen und Zuleitungen bis zur Sfcra-
ßenleitung sind die tatsächlichen Kosten maßgebend,

f'ürLdle ubrl8en^zur Entwässerung der Erschließungsanlagen
erforderlichen Anlagen wird ein Einheitssatz je Quadrat-
meter entwässerte Fläche durch gesonderte Satzung festge-
.legt.

(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird für die einzel-
ne Erschließungsanlage ermittelt. Die Ortsgemeinde kann ab-
weichend von Satz l entweder den beitragsfähigen Erschlie-
ßungsaufwand für bestimmte Abschnitte einer Erschließungs-
anläge ermitteln oder diesen Aufwand für mehrere Anlagen,
die für- die Erschließung der Grundstücke eine Einheit~bii-
den (Erschließungseinheit), insgesamt ermitteln

§ 4

Anteil der Ortsgemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufuand
Die Ortsgemeinde trägt lo v.H. des beitragsfähigen Erschließungs-
aufwandes. Erhält die Ortsgemeinde zur Finanzierung des Erschlle-
ßungsaufwandes Zuweisungen aus öffentlichen Kassen^ die den sich
aus Satz l ergebenden Betrag überschreiten, so erhöht sich der
Gemeindeanteil nach Satz l um den überschreitenden Betrag.

8)

§ 5
Abrechnungsgebiet, Grundstücksflächen und Geschoßflachen

(l) Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke
bilden das Abrechnungsgebiet. Wird ein Abschnitt einer Er-
schließungsanlage oder- eine . Erschließungseinheit abgerechnet
s° bilden die;von dem Abschnitt der Erschließungseinheit .er-
schlössenen Grundstücke das Abrechnungsgebiet

(2) Bei der Ermittlung der Grundstücksflachen bleiben die Grund-
stücke und Grundstücksteile außer Ansatz, die außerhalb des
Baulandes liegen. Als Bauland gilt, wenn ein Bebauungsplan
nicht besteht- oder der Bebauungsplan eine andere als"die
bauliche oder gewerbliche Nutzung vorsieht,

l. bei Grundstücken, die an die Erschließungsanlage angrenzen
die Fläche von der Erschließungsanlage bis zu einer Tiefe
von höchstens tio m,

2. bei Grundstücken, die,ohne an die Erschließungsanlaiä-e zu
grenzen, mit der Erschließungsanlaae durch einen '.-!es oder
in anderer rechtlich gesicherter Form verbunden sind, die
Flächen von der zu der Er-schließungsanlage liegenden ' Grund-
stücksseite bis zu einer Tiefe von höchstens 4o fi

Flächen, die über die tiefenmäßige Begrenzung hinaus baulich
oder- gewerblich genutzt werden, sind in ganzer Breite demnach
Nr. l oder 2 ermittelten Bauland hinzuzurechnen

Die Geschoßfläche des einzelnen Grundstücks ergibt sich durch
Vervieifachung der Gr'undstücksf lache mit der Geschoßflachen^'
zahl. Für die Geschoßflächenzahl sind die Regelungen des Be-
bauungsplanes maßgeDend ._ Dies gilt auch...im Falle der Planungs-
reifem im Sinne- des § 33 3auG3.



Im..Fal;LeJes.§ ,3^BauGB^ist die zulässige Geschoßfläche
^nter-B^r'ucksichtigung.der' in näherer Umgebung"vorhandenen
Geschoßfl^chen_zu^ermitteln. In Industrilgebilten'ergibt"
ll^h.die.G"ch°ß_flachenzahl aus 'der BaumaSsenzahl,'glteilt
d^rchJ'^"Ist.im..zeitPunkt der Entsfcehung~der"Beit?ags^

rw^das einzelne Grundstück eine-'großere"GescSoß-
":.äch£Lzuselassen' .so ist diese z"Sr-unde°zu"legen7Bei'
»Gr"ndstüSke"l_für'_die anstelle der Bebauung'eInFsonsttge
Nutzung festgesetzt ist. oder bei"denen'dil zulässIae"B^
^""s nur unfcergeor'dnete Bedeutung 'hat, -wird~'als"G^schoß-

die halbe Grundstücksfläche~angesetzt'

(3)

§ 6
Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

(1) Der nach-.§_3,ermlttelte Erschließungsaufwand wird nach
des ^nte;ls"der.?rts6emeinde.(§ ^ auf-die"Grund3tÜ^e ^a^'
^LG^nds"cksflachen Yertellt, F"':-die-Ermittlung~'der"^u'nd
^t"^ksflächen gllt.§ 5.Abs- 2.- Den Gr-"ndstücksfläcSenl"na^h1'

z_l-werde".f'ür die Gr-undstücke in Kerngebieten7'Gewer:be-
6eb"te"_"nd Industriegebiefcen 4o v .H.'deTGrundstücksflä^he
h^z^6erechne^"das slelche silt. fü':""ber"iegend"gewe?b]:^h'c
^^iä^^h^ewr s^ss^^^i^'

SSfern-lm.Abre,chnungssebiet eine unter-scfaiedliche bauliche
^,d^^ns^6e"Nutzuns_zuläss16 is.t.^^d'derErschl^ßun^-auf"and..ab"elchend.von-Abs"I°na^'d^n'Ge^ho^^c^e^"^gs'

', F^t'-(ue_E:rmlttlung der Gsschoßflächen~gilt"de^ §"5'
Abs;J:_Den.Geschoßflächen "erden-für~Gr:undstScke J'^K^rn-
s!tLiet^\.Gewerbegebieten und I"dustriegebieten"4o^.HC"dIer
GesShoßflache-hi"zugerechnet^ daTgle^Fg^T'fü^ vüb^ailr-
^^6e,"e,r"^h;-lndustr"li 'oder:. ^"^hnli^e^ l^is^^^^zte
Grundstücke in sonstigen Baugebieten /--- .."-= äeiiutzie

Gr""c/sfüc/ce °" zwei aufeinanderstoßenden Erschließungsanlagen
(Eckgrundstücke) und Grundstücke zwischen zwei Erschlk

Grundstücke) sind für beide Erschließungsanlagen bei'troqs-
pflichtig. wenn sie durch beide Anlagen erschlossen werden u^d'd'ie'Voraus-
setzungen des 5 133 Abs. 1 BauGB vorliegen. Der Berechnung des 'Erschlie-
ßungsbeitrages werden die sich nach Abs. 1 oder Abs. 2 ergebenden Be-
rechnungsdaten jeweils nur mit der Hälfte zugrunde gelegt. "Steht 'eine
Erschließungsonlage nicht voll in der Baulast der Gemeinde, wird die Ver-
günstigung für die andere Erschließungsanlage nur hinsichtlich der'Tei'1-
einrichtungen gewährt, für die in beiden Fällen die Gemeinde die'Bau'iast
trägt- -Für Gri-indstücke, die durch mehr als zwei aufeinanderstoßende 'Er-
schließungsanlagen erschlossen werden, werden die Berechnungsdaten
nach Abs^ 1 oder Abs. 2 durch die Zahl der Erschließungsanldgen'qeteilt;
Satz 3 gilt entsprechend.
Die vorstehende Regelung gilt jedoch dann nicht, wenn diese Ermäßk
dazu fuhren würde, daß sich der Beitrag eines anderen Pflichtigen'i'm
Abrechnungsgebiet um mehr als 50 v. H.'erhöht. In diesem Fall'werden
sodann der Berechnung des Erschließungsbeitroges die sich nach Abs. 1
oder Abs. 2 ergebenden Berechnungsdoten jeweils mit 2/3 oder erforder-
lichenfalls sogar voll zugrunde gelegt; Satz 3 gilt entsprechend.'"

'" 'SS^^^S^M^^' ^~-
"e,^,ll:ch: ;Lndustrie11 oder.i" ähnliche^We^e ge^^^F^u^Z
Stücke in sonstigen Baugebieten. --~'"" ."-""" 6--"u>--^-e '^runa-
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(5) Mehrfach erschlossene Grundstücite sind bei gemeinsamer Auf-
wandsermittlung in einer Erschließungseinheit (§ 13o Abs. 2
Satz 3 BauGB) bei der Verteilung des Erschließungsaufwandes
nur einmal zu berücksichtigen (§. 131 Abs. l Satz-2 BauGB)

§ 7
Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für
l. den Grunderwerb
2. die Freilegung
3. die Fahrbahn
1. die Radwege
5. die Gehwege
6. die Parkflächen
7. die Gr-ünanlagen
8. die Beleuchtungsanlagen
9. die Entuässerungsanlagen

eesondert.und,unabhängig_von der vorstehenden Reihenfolge erhoben
werden^sobald die jeweilige Maßnahme, deren Aufwand" ge3eckt"wer^

soll, abgeschlossen ist. Diesen Zeitpunkt stellt die'Ö'rtsee'-
meinde jeweils durch Ratsbeschluß fest

§ 8

Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen
(1) Dle ?^entllchen' zum Anbau_ bestimmten Straßen, Wege und Plätze

dle offentlichen- aus.rechtlichen oder tatsächlichen G^ünde^'
mltv.Kraftfahrzeuge" nicht bsfahrbaren^ Verkehrsanlagen"inner:^
t^bpdeir.Bauge^iece.(z^-.,Fußuese- "°hnwege)',~Sam^lstraßen~
^nd-parl<flachen sind e"dgültig hergestellt 'wenn'"die~JOr^Te-
;ne.i"de.aILde5_!r'forder'lichen Gr""dstucken'Eigentum^erwor^~
^L^e^te Erschließu"gsanlaSe" die nachstehenden Merkmale

Teer-, Beton- oder ähnlichel. eine Pflasterung eine Asphalt-,
Decke neuzeitlicher Bauart

2. Sfcraßenentwässerung und Beleuchtung sowie
3. Anschluß an eine dem öffentlichen Verkehr- gewidmete Straße

(2) Gehwese und Radwege sind endgültig hergestellt, wenn sie si
^bgr!ns"ng gese""die. Fahrbahn und^gegeneinander- sow'ie^eln^'
^.!i'?st.isu?g "lit platten. Pflaster,'Asphaltbelag oder'eine"
^"?-^che.Decke.n,euzeit-Licher' Bauart aufueisen, soweit die
,^SJe"''e?-nde nicht: beschließt, daß bei einr'achen ;';o;"nueeen
u"d S^edlungsstr-aßen auf die Anlegung erhöhter- Gehwece ver
ziehtet wird und diese in einfacher For"i angelegt wenden

crunanlage" sind endSültig hergestellt, yenn die dafür vorsf
sehenen Flächen als Grünflächen oder gärtnerisch ancele^'°'
gj^^ " ^--_--.. "..o^^,.^



§ 9
Immissionsschutzanlagen

Art, Umfang, Verteilungsmaßstab und -Herstellungsmerkmale von
Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umueltein
Wirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes werden
durch ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt.

§ 10

Beitragsbescheid

(l) Der Beitrag, der auf den einzelnen Beitragsschuldner ent-
fällt, wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt

(2) Der Beitragsbescheid enthält

l. den Namen des Beitragsschuldners,
2. die Bezeichnung des Grundstückes,
3. den zu zahlenden Betrag unter Mitteilung des beitrags-

fähigen Erschließungsaufwandes (§ 2), des Gemeindean-
teils (§ 4) und der Berechnungsgrundlagen (§§ 5 und 6)

11. die Festsetzung des Zahlungstermins,
5. die Eröffnung, daß der Beitrag als öffentliche Last auf

dem Grundstück ruht und

6. eine Rechtsbehelfsbelehrung.

(3) Der Beitragsbescheid soll ferner den Beitragsschuldner darauf
hinweisen, daß er bei der Verbandsgemeindeverwaltung Stundung,
Ratenzahlung oder Verrentung beantragen kann. Ein solcher
Antrag soll die Gründe anführen, aus denen die Zahlung des
Beitrages zum festgesetzten Zahlungsternin für den Beitrags-
Schuldner eine unbillige Härte wäre

§ 11
Voraus l eis tungen

(l) Im Falle des-§ 133 Abs. 3 .'.BauGB können Vorausleistungen bis zur
Höhe des voraussichtlichen Erschließungsöeitrages erhoben
werden.

(2) Für den Bescheid über die Vorausleistung gilt § lo sinns-emäß

§ 12
Ablösung des Er-schließungsbeit.-ages

(l) Wer gemä.ä § 13;1 Abs. l BauGB als Grunds^ückseigentünier
bauoerechtigter, Wohnungseigentüraer öde" Teileisentür'ier
sönlich beitragspflichfcig werden kann. ;.:ann dur-ch 3ch"i:~
Vereinbarung mit der Ortsgemeinde den Er-schließungsbeit."
für eine Gestimmte Erschließungsanlage '..3r der i:nC3tehL;";
Beitragspflicht des Grundstücks im ganzen aölösen (Abi=-
sungsver-crag) . Auf Abschluß eines Ablösunasvertrages bes
kein Rechtsanspruch.

Erb-
^er-

tliche

2S
g der

*;eht

2) Für die Höhe des Ablösungsbetrages gelt
(T-.^hp-tl-t-ai-T^c- m-^I^LTQ^I-;

t-'l'lurir die Hone des Ablösungsbetrages gelten die fi
des Erschließungsbeitrages maßgeblichen "orschr:
Satzung entsprechend. Der- Erschließungsaufwand '..jird

nj-Chfc SRmä.f?) 'S ^ F'r'mih+'al'h Trn>^."-afi l.'

Satzung ent
soweit er ;emäß § 3 ermittelt werben kann

die Hohe
ten dieser

gescnät'
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(3) Mit dem rechtswirksamen Abschluß des Ablösungsvertrages
unterliegt das darin bezeichnete Grundstück nicht der
künftigen Beitragspflicht für die darin bezeichnete~Er-
schließungsanlage. Dies gilt nicht, soweit das Grundstück
nachträglich durch Flächen vergrößert wird, die weder Ge-
genstand einer Ablösung noch einer Beitragspflicht für die-
selbe- Erschließungsanlage waren. Nachträgliche Verminde-'
rungen der Grundstücksfläche berühren die Höhe des Ablö:
betrages nicht.

(4) Die Ortsgemeinde kann außerhalb dieser Satzung ergänzende Be.
Stimmungen für die Ablösung treffen

§ 13
Inkrafttreten / Außerkrafttreten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum ol.o7.1987 in Kraft
Gleichzeitig tritt dj-e Satzung über- die^Erhebung"von~Erschlie-
ßun6sbeitr;agen vom. ^^.'m ~ ^n-der-F^ssung"vom"?^^<K7

Kraft. Soweit eine Be'itragspf licht auf GruncTfriiherer'Sat^'
Zungen entstanden ist, gelten diese weiter-

hflis.ic^ den

Der Ortsbürgermeister

91
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<

/C!'/^-.-Ä
Vy&K"^i 0\

? .». i./f; S» :':' " \

r. ^s.i ^
v^s^y
K^ehe.^




